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1 8 1 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1965,
mit dem das Bewertungsgesetz 1955 neuer-
lich abgeändert wird (Bewertungsgesetz-

Novelle 1965)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 145/
1963, wird abgeändert wie folgt:

1. § 33 hat zu lauten:

„§ 33. M i n d e s t w e r t

Der für einen Betrieb anzusetzende Wert darf
nicht geringer sein als der um 40 vom Hundert,
höchstens jedoch um 40.000 S ermäßigte, nach
den Vorschriften über die Bewertung bebauter
Grundstücke sich ergebende Wert der Gebäude
oder Gebäudeteile, die dem Betriebsinhaber,
seinen Familienangehörigen, den Ausnehmern
und den überwiegend im Haushalt des Betriebs-
inhabers beschäftigten Personen als Wohnung
dienen, zuzüglich des Wertes, der sich für den
Betrieb auf Grund der Vorschriften über die
Bewertung land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe nach Abzug des darin enthaltenen Woh-
nungswertes ergibt. Als Wohnungswert gelten
bei landwirtschaftlich genutzten Grundstücks-
flächen 20 vom Hundert und bei weinbaumäßig
genutzten Grundstücksflächen 15 vom Hundert
des maßgebenden Vergleichswertes. Die zum Be-
trieb gehörenden forstwirtschaftlich oder gärt-

nerisch genutzten Grundstücksflächen sind hiebei
mit dem Wert anzusetzen, der sich ergibt, wenn
bei ihrer Bewertung das Wohngebäude des Be-
triebsinhabers oder der seiner Wohnung dienende
Gebäudeteil nicht miteinbezogen wird."

2. § 53 Abs. 11 hat zu lauten:

„(11) Mindestens sind als Einheitswert eines
bebauten Grundstückes, wenn sich gemäß Abs. 1
bis 10 ein geringerer Wert ergibt, sieben Zehn-
tel des Wertes anzusetzen, mit dem der Grund
und Boden allein als unbebautes Grundstück ge-
mäß § 55 zu bewerten wäre."

3. Im § 69 Z. 7 lit. a tritt an die Stelle des
Betrages von 50.000 S der Betrag von 100.000 S.

4. Im § 69 Z. 7 wird eine lit. c eingefügt wie
folgt:

„c) ohne Rücksicht auf den Wert solche Ren-
tenversicherungen, bei denen die Ansprüche
erst fällig werden, wenn der Berechtigte
das 60. Lebensjahr vollendet hat oder er-
werbsunfähig geworden ist."

5. Im § 70 wird eine Z. 3 a eingefügt wie
folgt:

„3 a) Ansprüche auf Renten aus Rentenver-
sicherungen, wenn

der Versicherungsnehmer das 60. Lebens-
jahr vollendet hat oder voraussichtlich für
mindestens drei Jahre erwerbsunfähig ist;"
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6. § 76 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Bei der Bewertung des Gesamtvermögens
sind die Wirtschaftsgüter, für die ein Einheits-
wert festzustellen ist, mit dem festgestellten Ein-
heitswert anzusetzen. Dabei sind die Einheits-
werte für Einfamilienhäuser um 30 vom Hundert
zu kürzen; die Kürzung darf jedoch höchstens
50.000 S betragen."

7. Im § 78 wird ein Abs. 3 eingefügt wie folgt:

„(3) Der Freibetrag nach § 69 2 . 2 ist nach
Maßgabe des dort aufgezählten Vermögens so oft
zu gewähren, als Personen vorhanden sind, deren
Vermögen gemäß Abs. 1 und 2 zusammenzurech-
nen ist."

Artikel II

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf Bewertungszeitpunkte ab dem 1. Jänner
1963 anzuwenden.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtvermögens
beziehungsweise des Inlandsvermögens sowie bei
der Feststellung der Einheitswerte des Betriebs-
vermögens sind zum 1. Jänner 1963 und zum
1. Jänner 1964 hinsichtlich des Grundbesitzes die
zum 1. Jänner 1962 maßgebenden Einheits-
werte anzusetzen.

(3) Sofern die auf Grund der bisherigen Vor-
schriften vor der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes im Bundesgesetzblatt ergangenen Be-
scheide mit den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes in Widerspruch stehen, sind diese, auch
wenn sie bereits rechtskräftig sind, von Amts
wegen oder auf Antrag durch Bescheide zu er-
setzen, die den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes entsprechen.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 2 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1965,
mit dem das Grundsteuergesetz 1955 neuer-
lich abgeändert wird {Grundsteuergesetz-

Novelle 1965)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Grundsteuergesetz 1955, BGBl. Nr . 149,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr . 146/
1963 und Nr. 327/1963 wird abgeändert wie
folgt:

§ 19 Z. 2 hat zu lauten:

„2. bei Grundstücken (§ 1 Abs. 2 Z. 2) all-
gemein 2 vom Tausend; diese Steuermeßzahl er-
mäßigt sich

a) bei Einfamilienhäusern für die ersten ange-
fangenen oder vollen 50.000 Schilling des
Einheitswertes auf 0'5 vom Tausend, für
die folgenden angefangenen oder vollen
100.000 Schilling des Einheitswertes auf
1 vom Tausend,

b) bei Mietwohngrundstücken und bei ge-
mischtgenutzten Grundstücken für die
ersten angefangenen oder vollen 50.000
Schilling des Einheitswertes auf 1 vom
Tausend, für die folgenden angefangenen
oder vollen 50.000 Schilling des Einheits-
wertes auf 1'5 vom Tausend,

c) bei den übrigen Grundstücken für die
ersten angefangenen oder vollen 50.000
Schilling des Einheitswertes auf 1 vom
Tausend."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t rückwirkend mit
dem Beginn des Kalenderjahres 1963 in Kraft.

(2) Sofern die auf Grund der bisherigen Vor-
schriften vor der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes im Bundesgesetzblatt ergangenen Steuer-
meßbescheide mit den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes in Widerspruch stehen, sind sie ohne
Rücksicht auf ihre Rechtskraft von Amts wegen
oder auf Antrag durch Steuermeßbescheide zu
ersetzen, die den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes entsprechen.

(3) (Verfassungsbestimmung). Die auf den
1. Jänner 1963 oder auf den 1. Jänner 1964 fest-
gesetzten Steuermeßbeträge gelten nur für die
Grundsteuer. Für die anderen von den Steuer-
meßbeträgen abgeleiteten Abgaben und Beiträge
sowie für alle im Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz — GSPVG., BGBl.
Nr. 292/1957, in der derzeit geltenden Fassung
und im Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver-
sicherungsgesetz — LZVG., BGBl. Nr . 293/1957,
in der derzeit geltenden Fassung geregelten Tat-
bestände, die auf den Steuermeßbetrag Bezug
nehmen, sind für die Kalenderjahre 1963 und
1964 noch die zum 1. Jänner 1962 geltenden
Steuermeßbeträge anzuwenden. Die Gemeinden
werden ermächtigt, abweichend von Abs. 1 durch
Beschluß der Gemeindevertretung folgendes zu
bestimmen: „Für die Kalenderjahre 1963 und
1964 wird die Grundsteuer bei allen Steuergegen-
ständen einheitlich in der Höhe des Jahresbe-
trages für das Kalenderjahr 1962 unter Berück-
sichtigung der in den Kalenderjahren 1962 und
1963 eingetretenen Änderungen in der Art und
im Bestand des Steuergegenstandes sowie hinsicht-
lich der Eigentumsverhältnisse ausgeschrieben."
Im Falle einer solchen Beschlußfassung sind die
oben aufgezählten Änderungen bei der Fest-
setzung, der Grundsteuer für das auf die Ände-
rung folgende Kalenderjahr zu berücksichtigen.
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Die Berücksichtigung hat unter sinngemäßer An-
wendung der für die Bewertung und für die
Grundsteuer geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen, insbesondere der Bestimmungen des Bewer-
tungsgesetzes 1955 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 145/1963 und des Grund-
steuergesetzes 1955 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 146/1963 zu erfolgen, und
zwar bei Änderungen im Bestand oder in der
Art des Steuergegenstandes durch entsprechende
Erhöhung oder Ermäßigung des Jahresbetrages
1962, bei Änderungen der Eigentumsverhältnisse
durch entsprechende Aufteilung des Jahresbetra-
ges 1962 auf die neuen Eigentümer und bei
Änderungen des Umfanges der Steuerpflicht
durch eine dem geänderten Umfang entspre-
chende Änderung des Jahresbetrages 1962.
Andere Änderungen des Steuergegenstandes, aus-
genommen solche, bei denen eine Nachveran-
lagung notwendig ist, sind nicht zu berücksich-
tigen. Der Beschluß der Gemeindevertretung
muß bis 31. Dezember 1965 gefaßt sein; er ist
der Landesregierung und dem Bundesministerium
für Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu
bringen.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 3 . Bundesgesetz v o m 30. Jun i 1965,
mi t dem das Bundesgesetz über eine Abgabe
v o m Bodenwer t bei unbebauten G r u n d -
stücken und über eine Ä n d e r u n g des Ein-
kommensteuergesetzes 1953 zur s tärkeren
Erfassung des Wertzuwachses bei G r u n d -
stücksveräußerungen neuerlich abgeänder t
wird (Bodenwertabgabegesetz-Novelle 1965)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1960,
BGBl. Nr . 285, über eine Abgabe vom Boden-
wert bei unbebauten Grundstücken und über
eine Änderung des Einkommensteuergesetzes
1953 zur stärkeren Erfassung des Wertzuwachses
bei Grundstücksveräußerungen in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr . 4/1962 und BGBl.
Nr. 226/1962 wird abgeändert wie folgt:

1. Im Artikel I § 3 Abs. 2 Z. 1 tri t t an die
Stelle des Betrage» von 50.000 S der Betrag von
100.000 S.

2. Im Artikel I § 4 Abs. 2 tritt an die Stelle
des Betrages von 50.000 S der Betrag von
100.000 S.

3. Artikel I § 9 hat zu lauten:

„§ 9. W e g f a l l d e r A b g a b e p f l i c h t
b e i E r r i c h t u n g e i n e s E i n f a m i l i e n -

h a u s e s

Wird auf einem der Bodenwertabgabe unter-
liegenden unbebauten Grundstück ein Ein-
familienhaus errichtet und erfolgt aus diesem
Grunde eine Artfortschreibung, so ist, wenn
das Einfamilienhaus vom Abgabeschuldner (§ 5)
selbst errichtet wurde, die für die letzten fünf
Jahre vor dem Fortschreibungszeitpunkt er-
folgte Festsetzung der Bodenwertabgabe von
Amts wegen aufzuheben."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz ist für Veranlagungs-
zeiträume ab 1. Jänner 1963 anzuwenden.

(2) Sofern die auf Grund der bisherigen Vor-
schriften vor der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes im Bundesgesetzblatt ergangenen Ab-
gabebescheide mit den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in Widerspruch stehen, sind sie
ohne Rücksicht auf ihre Rechtskraft von Amts
wegen oder auf Antrag durch Abgabebescheide
zu ersetzen, die den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes entsprechen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 4 . Bundesgesetz v o m 30. Jun i 1965,
mit dem das Punzierungsgesetz abgeändert

wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Punzierungsgesetz vom 24. Feber 1954,

BGBl. Nr. 68, wird abgeändert wie folgt:
1. Dem § 1 Abs. 3 wird folgender Satz

angefügt: „In Zollausschlußgebieten finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes keine An-
wendung."

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Errichtung, die Auflassung und der
Sitz der Punzierungsämter sowie ihrer Außen-
stellen bestimmt nach Maßgabe der örtlichen Er-
fordernisse das Bundesministerium für Finanzen
durch Verordnung."

3. Die im § 9 Abs. 2 vorgesehene Mindest-
grenze wird mit 50 S neu festgesetzt.

4. Im § 15 Abs. 1 Ziffer 1 hat lit. f zu lauten:

„f) bei der Einfuhr über die Zollgrenze die in
lit. a bis e angeführten Gegenstände, ferner
Edelmetalle in unbearbeitetem Zustand, als
Halbzeug oder Halbwaren im Sinne des
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Zolltarifgesetzes 1958, sowie Gegenstände,
für die anläßlich ihrer Einfuhr auf Grund
der §§ 30 bis 40 des Zollgesetzes 1955 Zoll-
freiheit zu gewähren ist, sofern sie nicht
nachträglich im Zollgebiet feilgeboten oder
veräußert werden (§ 1);"

5. § 17 hat zu lauten:

„§ 17. (1) Für Edelmetallgegenstände, die über
die Zollgrenze eingeführt werden, ist die schrift-
liche Warenerklärung zur zollamtlichen Abferti-
gung zum freien Verkehr oder zum Eingangs-
vormerkverkehr in dreifacher Ausfertigung ab-
zugeben; die Warenerklärung hat auch alle für
die punzierungsamtliche Prüfung notwendigen
Angaben zu enthalten. Nach Abfertigung hat das
Zollamt die Waren unter Sicherung ihrer Näm-
lichkeit und Unverändertheit an das nach dem
Wohnsitz (Sitz) der Partei zuständige Pun-
zierungsamt zu leiten; die Weiterleitung kann aus
verkehrstechnischen Gründen auch an ein anderes
von der Partei bezeichnetes Punzierungsamt
erfolgen. Hiefür gelten die Bestimmungen des
Zollgesetzes 1955 über das Begleitscheinverfahren
sinngemäß mit der Maßgabe, daß eine gesonderte
Warenerklärung entfällt, das Punzierungsamt an
die Stelle des Empfangszollamtes tritt und keine
Ersatzpflicht des Begleitscheinnehmers eintritt.

(2) Bei der Abfertigung zum Eingangsvormerk-
verkehr entfällt die Zuleitung der Gegenstände
an das Punzierungsamt, wenn die Partei für die
Erfüllung der Punzierungspflicht Sicherstellung
leistet. Die Sicherstellung beträgt bei Platin- und
Goldgegenständen 5 von Hundert, bei Silber-
gegenständen 10 von Hundert, des aus dem
Bruttogewicht und Grammpreis zu ermittelnden
Metallwertes. Für den Grammpreis ist der im
§ 1 genannte Mindestfeingehalt maßgebend. Die
Sicherstellung verfällt zugunsten des Bundes,
wenn die vorgemerkten Waren nicht innerhalb
der Rückbringungsfrist (§ 75 des Zollgesetzes
1955) wiederausgeführt oder dem Punzierungs-
amt vorgelegt werden; der Verfall ist anläßlich
der Zollabrechnung vom Zollamt auszusprechen.
Werden die Waren erst nach Ablauf der Rück-
bringungsfrist wiederausgeführt oder dem Pun-
zierungsamt vorgelegt, so ist die verfallene
Sicherstellung vom Zollamt zu erstatten. Im
übrigen finden auf die Punzierungssicherstellung
die für den Zoll maßgeblichen Vorschriften sinn-
gemäß Anwendung."

6. § 42 Abs. 3 wird aufgehoben.

7. Nach § 26 wird eingefügt:

„Punzierungsgebühren

§ 26 a. Den Parteien sind für die Amtshand-
lungen der Punzierungsbehörden besondere Ge-
bühren aufzuerlegen. Für das Ausmaß der Ge-

bühren sind die durch Verordnung des Bundes-
ministeriums für Finanzen zu erlassenden Tarife
maßgebend, in denen die Gebühren entsprechend
dem Gewicht je Gramm bis zu 2 von Hundert
des Wertes von einem Gramm Feinplatin, bis
zu 3 von Hundert des Wertes von einem Gramm
Feingold und bis zu 10 von Hundert des Wertes
von einem Gramm Feinsilber bei Gegenständen
aus diesen Edelmetallen festzusetzen sind. Die
Gebühr für die Punzierung von Uhrgehäusen
aus Edelmetall ist nach Stücken zu bemessen,
wobei die Stückgebühr den Preis eines Grammes
Feingold nicht überschreiten darf."

8. Die im § 37 vorgesehene Höchstgrenze wird
mit 2000 S neu festgesetzt.

Artikel II
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

185 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1965,
betreffend die Belastung a) der bundeseige-
nen Liegenschaften Gp. Nr. 75/15, Bauplatz,
EZ. 3349 und Gp. Nr. 70/27, Privatstraße,
EZ. 3354, beide KG. Favoriten, mit einem

Baurecht
b) der bundeseigenen Liegenschaften Gp.
Nr. 39/37, Baufläche, Wirtschaftsgebäude
samt Hof, Gp. Nr. 70/27, Privatstraße,
beide EZ. 3354, und Gp. Nr. 75/2, Weide,
EZ. 3349, alle KG. Favoriten, mit einer

Dienstbarkeit
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt,

a) die bundeseigenen Liegenschaften Gp.
Nr. 75/15, Bauplatz, EZ. 3349 und Gp.
Nr. 70/27, Privatstraße, EZ. 3354, beide
KG. Favoriten, mit einem Baurecht zu
einem jährlichen Bauzins von S 20.532'60
und

b) die bundeseigenen Liegenschaften Gp.
Nr. 39/37, Baufläche, Wirtschaftsgebäude
samt Hof, Gp. Nr. 70/27, Privatstraße,
beide EZ. 3354 und Gp. Nr. 75/2, Weide,
EZ. 3349, alle KG. Favoriten, mit der
Dienstbarkeit, eine Kanalleitung zur Ab-
wässerbeseitigung zu verlegen und zu er-
halten und in den auf der Gp. Nr. 39/47
bestehenden bundeseigenen Kanal einzu-
münden, zum einmaligen Entgelt von
S 6227'10 sowie gegen Übernahme von
25°/o der Erhaltungs- und Instandsetzungs-
kosten für den durch die Gp. Nr. 70/27
verlegten bundeseigenen Kanal, zu be-
lasten.
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 6 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1965,
betreffend die Veräußerung bundeseigener
Liegenschaften in der KG. Pöggstall, Ganz

und anderen Katastralgemeinden

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften Teil-
fläche des Grundstückes Nr. 278/1 Garten,
EZ. 529 nö. Landtafel, KG. Pöggställ, ausgewie-
sen im Anmeldungsbogen Nr. 16/1964 des Ver-
messungsamtes Melk zum Verkaufspreis von
S 2370'—; Grundstück Nr. 214/2—4 (neu) und
eine Teilfläche der Bauparzelle Nr. 28, ausge-
wiesen im Teilungsplan des Ing.-Kons. Dipl.-Ing.
Wilhelm Buchner, Mürzzuschlag, vom 3. No-
vember 1959, GZ. 3855/59, alle in EZ. 1013
stmk. Landtafel, KG. Ganz zum Schätzwert von
S 9000'— im Tauschwege; Grundstück Nr. 1398/8
(neu), Steyr-Fluß, Verzeichnis II des öffentlichen
Wassergutes, KG. Steyr zum Verkaufspreis von
S 55.000'—; Teilfläche des Grundstückes
Nr. 1664/4 Acker, EZ. 1925, KG. Steyr, ausge-
wiesen im Teilungsplan des Ing.-Kons. Ing. Karl
Gsöllpointner, Steyr, vom 18. Juli 1963,
EZ. 1747 d/1963, zum Schätzwert von
S 82.200'— im Tauschwege und Grundstück
Nr. 4564, EZ. 1474, KG. Brigittenau zum Ver-
kaufspreis von S 135.685'— zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 7 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1965,
betreffend die Veräußerung der bundeseige-
nen Liegenschaft Nr. 240/5 (neu), EZ. 366,
Kat.Gem. St. Ruprecht, Gerichtsbezirk

Klagenfurt

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, die bundeseigene Liegenschaft Nr. 240/5
(neu), EZ. 366, Kat.Gem. St. Ruprecht, zum
Verkaufspreis von S 1,567.220'— zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

188 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1965,
betreffend die Veräußerung bundeseigener
Liegenschaften in der KG. Oberlangbath,
Emmersdorf und anderen Katastralgemein-

den

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften
Grundstück Nr. 208/46 (neu), EZ. 1023 oö.
Landtafel, KG. Oberlangbath zum Verkaufspreis
von S 22.665'—; Grundstück Nr. 212/7 (neu),
EZ. 400 nö. Landtafel, KG. Emmersdorf zum
Verkaufspreis von S 5080'—; Grundstück
Nr. 157/27 (neu), EZ. 529 nö. Landtafel, KG.
Pöggstall zum Verkaufspreis von S 22.755'—;
Grundstück Nr. 427/8 (neu) in Eisenbahnein-
lage F der Südbahn im Abschnitt über die KG.
Breitenstein zum Verkaufspreis von S 26.480'—;
weiters die im Teilungsplan des Ingenieur-Kon-
sulenten Dipl.-Ing. Heinrich Gänger vom
17. Juni 1963, GZ. 1245 a/63, mit a-b-c-d-(a)
umschriebene Teilfläche des Grundstückes
Nr. 3075/1 in der Eisenbahnbucheinlage für die
Kaiser Franz Josefs-Bahn im Abschnitt der KG.
Ziersdorf, Verzeichnis XXXII, zum Verkaufs-
preis von S 1400'— und das Grundstück
Nr. 1414/2 (neu), EZ. 511, KG. Attnang-Puch-
heim, zum Verkaufspreis von S 15.300'— zu
veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 8 9 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 16. Juli 1965,
betreffend die staatlichen Inlandverschleiß-

preise und die Monopolabgabe für Salz

Artikel I

Für das aus den staatlichen Salinen zum Ver-
kauf gelangende Salz gelten ab 21. Juli 1965
folgende mit Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates vom 15. Juli 1965 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) festgesetzte In-
landverschleißpreise :



982 58. Stück — Ausgegeben am 20. Juli 1965 — Nr. 189

Artikel II

Bei der Einfuhr von Salz ist eine Monopol-
abgabe zu entrichten, die für Feinstes Tafelsalz
3200 S, für sonstiges Speisesalz 1900 S, für Vieh-
salz 700 S und für anderes Salz 380 S je Tonne
Eigengewicht beträgt.

Schmitz


